Bauvertrag
Auftrags-Nr.: <...>

Zwischen der
Stadt Fürstenwalde/Spree
Am Markt 4, 15517 Fürstenwalde/Spree

Vertreten durch den Bürgermeister:
Herr Matthias Rudolph

- Auftraggeber (AG) -

und

<...>
- Auftragnehmer (AN) -


schließen den folgenden Bauvertrag: 
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[bookmark: _Toc184374515]Gegenstand des Vertrags
[bookmark: _Toc184374516]Projekt und Auftragsgegenstand 
Gegenstand des Vertrages sind Bauleistungen des Gewerks Los 04 / Dachabdichtung im nachfolgend näher definierten Umfang für das Projekt Neubau Fahrradparkhaus.
[bookmark: _Ref175661081][bookmark: _Toc184374517]Vertragsgrundlagen
Die Rechte und Pflichten der Vertragspartner ergeben sich vorrangig aus den Regelungen dieses Vertrages. Soweit dieser keine Aussage trifft, gelten ergänzend und in der nachfolgenden Rangreihenfolge die folgenden Vertragsgrundlagen:

	Anlage
	Dokument

	1. 
	Leistungsverzeichnis 

	2. 
	Planunterlagen 

	3. 
	Lageplan / amtlicher Lageplan

	4. 
	Muster Erfüllungsbürgschaft

	5. 
	Muster Mängelbürgschaft

	6. 
	Angebot des Auftragnehmers und Urkalkulation (alternativ Formblatt 221)

	7. 
	Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB), Teile B und C in der bei Vertragsschluss gültigen Fassung

	8. 
	Schlichtungs- und Schiedsordnung der Arge Baurecht (SO Bau), beschränkt auf das Schlichtungsverfahren



Die Vertragsgrundlagen gelten unabhängig davon, ob sie als nummerierte Anlage dem Vertrag physisch beigefügt sind.
Geschäftsbedingungen des Auftragnehmers werden nicht Vertragsbestandteil.
[bookmark: _Toc97279698][bookmark: _Toc98776742][bookmark: _Toc182212966][bookmark: _Toc184374518]Verhältnis zum Auftraggeber und zu Dritten
[bookmark: _Toc184374519]Projektleitung, Vertretungsbefugnisse und Bauleitung 
Die Projektleitung auf Seiten des Auftragnehmers übernimmt <...>. Dieser ist Ansprechpartner für den Auftraggeber und zur Vertretung des Auftragnehmers sowie zur Entgegennahme von Erklärungen des Auftraggebers bevollmächtigt.
Der Auftragnehmer benennt ferner als Stellvertreter der Projektleitung <...>. Dieser hat bei Abwesenheit des Projektleiters dieselben Befugnisse wie die Projektleitung.
Der Auftragnehmer benennt als Bauleitung <...>. Die/der Bauleiter/in hat an allen Baubesprechungen teilzunehmen. 
Der / die Bauleiter/in muss deutsch sprechen.
Der Auftragnehmer, dessen Projektleitung und Bauleitung sind nicht bevollmächtigt, im Namen des Auftraggebers Erklärungen gegenüber Dritten abzugeben.

[bookmark: _Toc184374520]Beteiligte auf Auftraggeberseite
Auf Seiten des Auftraggebers werden folgende Personen und Ansprechpartner in die Abwicklung des Projektes involviert sein:

	Name
	Funktion

	Timo Jahn
	Sachbearbeiter, Amt 22 Bau

	
	

	
	

	
	


Die für den Auftraggeber tätigen Planer oder Berater sind nicht bevollmächtigt, rechtsgeschäftliche Erklärungen für den Auftraggeber abzugeben oder entgegenzunehmen. Sie sind aber im Rahmen ihrer Funktion ebenfalls befugt, Weisungen oder Anordnungen technischer Art abzugeben. 
[bookmark: _Toc184374521]Nachunternehmer
Der Einsatz von bereits vor Beauftragung benannten Nachunternehmern ist mit Vertragsunterzeichnung genehmigt.
Will der Auftragnehmer andere als die bereits genehmigten Nachunternehmer einsetzen, so muss er hierzu die Zustimmung des Auftraggebers einholen. Hierzu benennt er dem Auftraggeber spätestens vier Wochen vor der geplanten Beauftragung den jeweiligen Nachunternehmer und legt dem Auftraggeber prüfbare Nachweise zur fachlichen und wirtschaftlichen Eignung des Nachunternehmers vor. Der Auftraggeber muss die Zustimmung nicht erteilen, wenn die Eignung nicht nachgewiesen ist.
Informiert der Auftragnehmer den Auftraggeber erst nach Beauftragung des Nachunternehmers, und widerspricht dieser dem Einsatz des Nachunternehmers aus wichtigem Grund zu Recht, so hat der Auftragnehmer den Nachunternehmer auszutauschen und trägt etwaige finanzielle Folgen selbst. 
Der Auftraggeber kann den Austausch eines Nachunternehmers zudem verlangen, wenn der Nachunternehmer wiederholt in nicht unerheblicher Weise seine Leistungen mangelhaft erbringt im Zusammenhang mit der Erbringung von Leistungen für das Projekt gegen ausländer-, arbeits- oder sozialversicherungsrechtliche Vorschriften oder das Arbeitnehmerentsendegesetz verstößt.
[bookmark: _Toc182212970][bookmark: _Toc184374522]Verteilung der Planungsaufgaben 
[bookmark: _Toc127961252][bookmark: _Toc182212971][bookmark: _Toc184374523]Planungsleistungen 
Die Planung des Bauvorhabens obliegt dem Auftraggeber, sofern nicht nachfolgend oder im Leistungsverzeichnis Abweichendes geregelt wird. 
[bookmark: _Toc97138247][bookmark: _Toc98776749]Der Auftragnehmer erstellt alle erforderlichen Werk- und Montagepläne für seine Leistungen sowie die dafür ggf. erforderlichen Pläne für die Kranaufstellung und Baustelleneinrichtung. Er stimmt diese rechtzeitig mit dem Auftraggeber bzw. dem vom Auftraggeber benannten Planungsbüro ab. 
Die vom Auftragnehmer erstellten Planungsunterlagen sind dem AG als .pdf sowie in einem bearbeitbaren Format (z. B .xlsx, .docx., .dwg, .dxf) zu übergeben.
Sofern die Werk- und Montageplanung die zu erbringenden Leistungen nicht nur konkretisiert, sondern von den Vorgaben aus diesem Vertrag so abweicht, dass dies Auswirkungen auf Kosten und/oder Qualitäten hat, muss der Auftragnehmer den Auftraggeber – nicht nur das prüfende Planungsbüro – darauf in Textform hinweisen. 
Abweichungen, die ohne Zustimmung des Auftraggebers ausgeführt werden, gelten als Mangel und müssen vom Auftragnehmer auf eigene Kosten beseitigt werden. Planungsbesprechungsprotokolle gelten nicht als Zustimmung im Sinne dieser Vorschrift.
[bookmark: _Ref99614277][bookmark: _Toc127961253][bookmark: _Toc182212972][bookmark: _Toc184374524]Genehmigungen
[bookmark: _Toc97138248][bookmark: _Toc98776750]Der Auftraggeber übergibt dem Auftragnehmer die Baugenehmigung, soweit für die hier geregelte Leistung eine Baugenehmigung erforderlich ist und vorliegt. 
Der Auftragnehmer hat alle übrigen für die Ausführung seiner Leistungen erforderlichen Genehmigungen oder Zulassungen in Eigenverantwortung und auf eigene Kosten einzuholen, etwa Kranaufstellungsgenehmigungen, Überfahrtsgenehmigungen oder verkehrsrechtliche Anordnungen.
Vom Auftragnehmer zu stellende Anträge sind rechtzeitig mit dem Auftraggeber hinsichtlich Dauer und Umfang abzustimmen. 
[bookmark: _Toc127961255][bookmark: _Toc182212973][bookmark: _Toc184374525]Prüfung von Planungen des Auftragnehmers
Der Auftragnehmer übergibt alle von ihm geschuldeten Planungen (Werkstattzeichnungen, geschuldete Berechnungen, Musterbauteile etc.) dem Auftraggeber kostenfrei zur Sichtung und Freigabe.
Die erforderlichen Vorlaufzeiten und die sich daraus ergebenden Abgabetermine für diese Unterlagen sind mit dem Auftraggeber rechtzeitig abzustimmen. Sofern keine Abstimmung über die Vorlaufzeit erfolgt, übergibt der Auftragnehmer die von ihm erstellten Planungen mindestens 12 Werktage vor der Ausführung der entsprechenden Leistung.
Die Ausführung darf erst nach ausdrücklicher Freigabe der Planunterlagen erfolgen. Beginnt der Auftragnehmer ohne Freigabe des Auftraggebers mit dem Bau, geschieht das auf eigenes Risiko des Auftragnehmers.
Hat der Auftraggeber Bedenken gegen die Inhalte der Planung, so teilt er dies dem Auftragnehmer mit. Der Auftraggeber ist in diesem Fall berechtigt, aber nicht verpflichtet, anzuordnen, dass die Bauausführung erst erfolgen darf, nachdem seine Bedenken geklärt sind. 
Der Auftragnehmer ist gehalten, auf Bedenkenanmeldungen des Auftraggebers ohne schuldhaftes Zögern zu reagieren.
Mit der Sichtung oder einer erklärten Freigabe von Planungsunterlagen prüft der Auftraggeber lediglich, ob diese den funktionalen Zielen der Planung bzw. des Projektes entsprechen. Der Auftraggeber übernimmt keine eigene Planungsverantwortung, auch nicht durch etwaige Rücknahme einer Bedenkenanmeldung. Die Verantwortung, dass die eigenen Planungsleistungen des Auftragnehmers zum vereinbarten Werkerfolg entsprechen müssen, bleibt uneingeschränkt beim Auftragnehmer. Der Einwand eines Mitverschuldens des Auftraggebers im Zuge der Plansichtung ist ausgeschlossen.
[bookmark: _Toc182212974][bookmark: _Toc184374526]Ausführung
[bookmark: _Toc305667921][bookmark: _Toc89086086][bookmark: _Toc127961254][bookmark: _Toc182212975][bookmark: _Toc184374527]Prüf- und Hinweispflichten des Auftragnehmers
Der Auftragnehmer hat sich vor Vertragsschluss mit den örtlichen Gegebenheiten vertraut gemacht. Er erklärt, dass ihm keine Widersprüche zwischen örtlichen Gegebenheiten und den Vertragsgrundlagen aufgefallen sind.
Der Auftragnehmer hat ferner alle ihm bis zum Vertragsschluss übergebenen Unterlagen geprüft und keine Widersprüche erkannt, die für die Preisgestaltung oder für die mangelfreie Ausführung der Leistungen nach den anerkannten Regeln der Technik relevant wären. Es besteht Einvernehmen, dass der Auftragnehmer keine Ansprüche aus etwaigen Lücken, Fehlern oder Widersprüchen in den Vertragsgrundlagen herleiten kann, die dem Auftragnehmer vor Vertragsschluss erkennbar gewesen wären.
Der Auftragnehmer wird auch ihm ggfls. im Bauverlauf sukzessive noch zu übergebene, weitere (Planungs-)Unterlagen prüfen und den Auftraggeber auf Widersprüche, die für Preisgestaltung oder für die mangelfreie Ausführung der Leistungen nach den anerkannten Regeln der Technik relevant wären, in Textform hinweisen. 
Im Übrigen gelten die Prüf- und Hinweispflichten der VOB/B. 
Soweit der Auftragnehmer nach diesen Regelungen verpflichtet ist, Bedenken anzumelden, wird er mit der Bedenkenanmeldung auch einen prüfbaren Vorschlag unterbreiten, wie die Leistung anders und aus seiner Sicht fachgerecht und ohne wirtschaftliche Nachteile für den Auftraggeber ausgeführt werden sollte. Ferner muss der Vorschlag aufschlüsseln, welche Auswirkungen die Änderungen auf Termine und Kosten hätten. Die letztendliche Entscheidung hierüber trifft der Auftraggeber.

[bookmark: _Toc394655325][bookmark: _Toc64559882][bookmark: _Toc127961268][bookmark: _Toc182212976][bookmark: _Toc184374528]Verfahren bei Leistungsänderungen
Bei jedweder Leistungsänderung, die sich auf Kosten, Termine oder Qualitäten auswirken kann, unabhängig davon, ob diese vom Auftraggeber angeordnet wurde, auf abweichender Werk- und Montageplanung des Auftragnehmers oder auf anderen Gründen beruht, erstellt der Auftragnehmer eine Entscheidungsvorlage in Textform.
Abweichungen vom Leistungssoll, die ohne Zustimmung des Auftraggebers ausgeführt werden, gelten als Mangel und müssen vom Auftragnehmer auf eigene Kosten beseitigt werden. Besprechungsprotokolle gelten nicht als Zustimmung im Sinne dieser Vorschrift.

[bookmark: _Toc127961267][bookmark: _Toc182212977][bookmark: _Toc184374529]Besprechungswesen
Der Auftragnehmer nimmt an allen Baubesprechungen mit einem vertretungsbefugten Mitarbeiter teil. Bei Bedarf nimmt auch ein vertretungsberechtigter Mitarbeiter eines beauftragten Nachunternehmers teil.
Der Auftraggeber protokolliert die Baubesprechungen und übersendet das Protokoll an die Teilnehmer. Der Auftragnehmer muss etwaige Einwände gegen Festlegungen im Protokoll innerhalb von drei Werktagen nach Erhalt des Protokolls mitteilen, andernfalls gelten die Festlegungen als verbindlich. 

[bookmark: _Toc182212978][bookmark: _Toc184374530]Dokumentationsanforderungen
Es gelten vorrangig die in den Vertragsgrundlagen gewerkspezifisch festgelegten Anforderungen an die Dokumentation. 
Falls es im Einzelfall keine solchen Vorgaben in den Vertragsgrundlagen gibt, muss die Dokumentation jedenfalls so ausgestaltet sein, dass sie die ordnungs- und bestimmungsgemäße Instandhaltung, Revision, Prüfung und den ordnungs- und bestimmungsgemäßen Betrieb des jeweiligen Bauteils bzw. der jeweiligen Anlage ermöglicht.
Sämtliche vom Auftragnehmer selbst erstellten Dokumentationsunterlagen sind als .pdf sowie in einem offenen Format an den Auftraggeber zu übergeben, soweit keine lizenzrechtlichen oder programmtechnischen Hinderungstatbestände existieren.
Der Austausch aller Dateien erfolgt über eine vom Auftraggeber bereit gestellte Datenaustauschplattform. Auf der Plattform sind die jeweiligen Unterlagen fortlaufend einzustellen. 
Pflichten, die die Dokumentation und Kommunikation mit dem Auftraggeber betreffen, insbesondere die Regelungen zur Übergabe von Unterlagen, zum Aufmaß- und Rechnungslauf, zu Bautagesberichten, Stundenlohnarbeiten sowie zur projektbezogenen Kommunikation, sind vertragliche Leistungspflichten.
[bookmark: _Toc182212979][bookmark: _Toc184374531]Termine und Fristen
[bookmark: _Toc182212980][bookmark: _Toc184374532]Termine
[bookmark: _Ref152856708]Für die Leistungen des Auftragnehmers gelten folgende verbindliche Vertragsfristen im Sinne von § 5 VOB/B:

	Leistung / Ereignis
	Frist

	Baubeginn Notabdichtung
	19.11.2026

	Baubeginn Dachbegrünung
	25.01.2027

	Ende Auftragszeitraum
	09.04.2027


			
Im Übrigen stimmt der Auftraggeber sich mit dem Auftragnehmer über die Termine ab. 
[bookmark: _Toc184374533]Vertragsstrafe
Gerät der Auftragnehmer mit der Fertigstellungsfrist in Verzug, so ist er verpflichtet, eine Vertragsstrafe in Höhe von 0,2 % des Brutto-Schlussrechnungsvolumens gemäß der Schlussrechnung pro Werktag des Verzugs zu zahlen.
Brutto-Schlussrechnungsvolumen im Sinne dieses Vertrages ist die Gesamtheit der berechtigten Zahlungsforderungen des Auftragnehmers zzgl. Umsatzsteuer, vor Abzug vereinbarter Kürzungen und vor Abzug der bereits geflossenen Zahlungen.
Die Vertragsstrafe beträgt maximal 5 % des Brutto-Schlussrechnungsvolumens. 
Ein Vertragsstrafenanspruch ist auf etwaige Verzugsschadensersatzansprüche des Auftraggebers anzurechnen. 
Die Vertragsstrafe kann bis zur Fälligkeit der Schlusszahlung geltend gemacht werden. Ein Vorbehalt bei Abnahme ist nicht erforderlich.
[bookmark: _Toc182212982][bookmark: _Toc184374534]Preise und Zahlungen
[bookmark: _Toc184374535][bookmark: _Ref99372311][bookmark: _Toc182212984]Vergütung
Der Vertrag ist ein Einheitspreisvertrag im Sinne von § 2 Abs. 2, 1. Variante VOB/B. 
[bookmark: _Toc184374536]Vergütungsanpassungen
Soweit nach Auffassung eines Vertragspartners ein Anspruch auf Änderung der Vergütung besteht, so teilt er der anderen Vertragspartei dies mit und unterbreitet einen bezifferten und prüfbaren Vorschlag für die Preisanpassung. 
Etwaige Nachtragsangebote des Auftragnehmers sind spätestens 20 Werktage nach Kenntnis von dem Erfordernis der Nachtragsleistung vorzulegen. 
Erfolgt eine Einigung, so schließen die Vertragsparteien eine entsprechende Nachtragsvereinbarung. Diese ist für den geregelten Sachverhalt dann abschließend und schließt Nachforderungen welcher Art auch immer aus. 
Erfolgt keine Einigung, aber das Verlangen nach Vergütungsanpassung ist dem Grunde nach berechtigt, so wird der Preis wie folgt gestuft ermittelt: 
Vorrangig sind die Preise des Leistungsverzeichnisses maßgeblich. 
Soweit diese keinen passenden Preis enthalten, ist nachrangig die Urkalkulation des Auftragnehmers maßgeblich.
Soweit auch diese keine passende Position enthält, so richtet sich die Ermittlung etwaiger Mehr- oder Minderkosten nach den Mindestpreisen aus dem Sirados-Preishandbuch, in der zum Vertragsschluss aktuellen Fassung.
Lassen sich auch aus dem Sirados-Preishandbuch keine Preise ermitteln, so sind die ortsüblichen und angemessenen Preise für die betroffene Leistung maßgeblich. 
Andere Anspruchsgrundlagen, mit Ausnahme zwingenden Gesetzesrechts, sind ausgeschlossen.
Ein ggf. angebotener Nachlass gilt auch für die Preisanpassungen nach diesen Regelungen.

[bookmark: _Toc182212987][bookmark: _Toc184374537][bookmark: _Toc254880982][bookmark: _Toc401245609][bookmark: _Toc97138268][bookmark: _Toc98776769]Stundenlohn, Zuschläge 
Anspruch auf Stundenlohn sowie auf Zuschläge für Sonn- und Feiertagsarbeit besteht nur, wenn der Auftraggeber vor der Ausführung ausdrücklich erklärt hat, dass die Leistung nach Stundenlohn abgerechnet werden soll bzw. er ausdrücklich erklärt hat, dass Sonn- oder Feiertagsarbeit stattfinden soll. Die Gegenzeichnung von Bautagesberichten oder Stundenlohnzetteln ersetzt nicht diese Anordnung. 
Fehlt es an einer solchen Anordnung, und rechtfertigt die Leistung grundsätzlich eine Zusatzvergütung, so ist der Nachtrag nach den obigen Preisanpassungsregeln zu erstellen, nicht nach Zeitaufwand.
Will der Auftragnehmer Leistungen nach Stundenlohn abrechnen, muss er die Stundenlohnzettel dem Auftraggeber wöchentlich vorlegen und von diesem abzeichnen lassen. Eine Vorlage gegenüber der Bauleitung reicht nicht aus.

[bookmark: _Toc153879957][bookmark: _Toc182212988][bookmark: _Toc184374538]Stundensätze
Sofern die Parteien eine Vergütung nach Zeitaufwand vereinbart haben, gelten folgende Stundensätze: 
	Funktion
	Stundensatz

	Projektleitung
	<...> €

	Bauleitung
	<...> €

	<...>	<...> €

	Sonstige Mitarbeiter
	 <...> €


Die Stundensätze verstehen sich als netto zzgl. der jeweiligen Umsatzsteuer. Diese wird gesondert ausgewiesen.

[bookmark: _Toc182212989][bookmark: _Toc184374539]Zahlungen
[bookmark: _Ref88648020]Alle Rechnungslegungen und Zahlungen erfolgen in Euro. Die Umsatzsteuer wird in den Rechnungen gesondert ausgewiesen.
Sofern vereinbart, erfolgen Abschlagszahlungen und die Schlusszahlung nach dem abgestimmten Zahlungsplan; im Übrigen nach Maßgabe der VOB/B. 
Die Schlusszahlung wird erst nach Abnahme der Werkleistung und Übergabe der Rechnung an den Auftraggeber einschließlich der Dokumentation fällig. 
Teilschlussrechnungen werden nur erstellt, wenn der Auftraggeber dies verlangt.
Rechnungen sind ausschließlich elektronisch im PDF-Format per E-Mail unter Angabe der Vertragsnummer einzureichen und an die folgenden 
E-Mail-Adresse zu richten: rechnung@fuerstenwalde-spree.de

[bookmark: _Toc184374540]Erfüllungssicherheit
Der Auftragnehmer leistet in der Phase bis zur Abnahme aller Leistungen eine Erfüllungssicherheit. Diese sichert alle Ansprüche des Auftraggebers ab, die in der Phase vor der Abnahme wegen nicht vertragsgemäßer Leistung entstehen können, einschließlich Verzugsansprüchen und etwaiger Überzahlungen. 
[bookmark: _Ref175662119][bookmark: _Ref180156264]Die Erfüllungssicherheit beträgt 5 % des Bruttoauftragsvolumens bei Vertragsschluss. Schließen die Vertragsparteien nachträglich Vereinbarungen über die Anpassung der Vergütung, so passt sich die Sicherheit auf 5 % des dann neu geltenden Brutto-Auftragsvolumens an.
Die Sicherheit ist in Form einer Bürgschaft nach dem vereinbarten Muster zu stellen. Die Tauglichkeit des Bürgen bemisst sich nach § 17 VOB/B.
Soweit und solange der Auftragnehmer die Bürgschaft nicht stellt, ist der Auftraggeber berechtigt, die Sicherheitsleistung nach Maßgabe von § 17 VOB/B in Form von Sicherheitseinbehalten in Höhe von 5 % des jeweiligen Brutto-Rechnungsvolumens von den Rechnungen zu vollziehen. 
[bookmark: _Ref153883752]Die Erfüllungssicherheit wird nach Abnahme zurückgegeben; sofern eine Mängelsicherheit vereinbart ist, erfolgt die Rückgabe erst nach Abnahme und im Austausch gegen die unten geregelte Mängelsicherheit. Macht der Auftraggeber allerdings noch Ansprüche aus der Erfüllungsphase vor Abnahme geltend, so muss er die Sicherheit erst zurückgeben, wenn die Berechtigung dieser Ansprüche abschließend geklärt ist. Liegt die vom Auftraggeber bezifferte Forderung unter der vereinbarten Sicherheitshöhe, so kann der Auftragnehmer verlangen, dass die Erfüllungssicherheit auf den noch im Streit stehenden niedrigeren Betrag reduziert wird. Der übrige Teil der Sicherheit ist dann herauszugeben.
Soweit die Parteien Teilabnahmen praktizieren, ist die Erfüllungssicherheit anteilig nach Maßgabe des jeweiligen Teilwerts der jeweils abgenommenen Teilleistung freizugeben. Im Übrigen bleibt es bei § 20.5.

[bookmark: _Toc184374541]Mängelsicherheit
Der Auftragnehmer hat eine Sicherheit für Mängelansprüche in Höhe von 3 % der Brutto-Schlussrechnungssumme zu erbringen; im Falle von Teilabnahmen in Höhe von 3 % der jeweiligen Brutto-Teilschlussrechnungssumme.
Brutto-Schlussrechnungssumme im Sinne dieser Vereinbarung ist der Gesamtbetrag aller erbrachten und nach dem Vertrag abgerechneten Leistungen zzgl. Umsatzsteuer, vor Abzug von Zahlungen und anderen vertraglichen Abzügen wie Sicherheitseinbehalten o.ä. 
Die Sicherheit ist in Form einer Bürgschaft nach dem vereinbarten Muster zu stellen. Die Tauglichkeit des Bürgen bemisst sich nach § 17 VOB/B. 
Soweit und solange der Auftragnehmer die Bürgschaft nicht stellt, ist der Auftraggeber berechtigt, einen Sicherheitseinbehalt von 3 % der Brutto-Schlussrechnungssumme nach Maßgabe von § 17 VOB/B von der Schlussrechnung oder der jeweiligen Teilschlussrechnung abzuziehen. 
Die Mängelsicherheit ist erst mit Ablauf der vereinbarten Gewährleistungsfristen zurückzugeben, es sei denn, es stehen noch ungeklärte Mängelansprüche des Auftraggebers im Raum. In diesem Fall ist die Sicherheit nach endgültiger Klärung und ggf. Erfüllung dieser Ansprüche zurückzugeben. 
Erfolgen Teilabnahmen, so beziehen sich die obigen Regelungen zur Mängelsicherheit auf das Leistungsvolumen der jeweils abgenommenen Teilleistung. 
[bookmark: _Toc184374542]Abnahme
Die Leistungen des Auftragnehmers werden förmlich abgenommen. Abnahmefiktionen gemäß der VOB/B sind ausgeschlossen.
0. Teilabnahmen finden nur hinsichtlich eines gesamten Gewerks im Sinne dieses Vertrages statt; im Übrigen nur sofern der Auftraggeber dies anordnet.

[bookmark: _Ref99375400][bookmark: _Toc182212997][bookmark: _Toc184374543]Gewährleistung
Es gelten die gesetzlichen Mängelrechte. 
Die Gewährleistungsfristen werden wie folgt vereinbart:
	☒	Gewährleistungsfristen gemäß § 13 VOB/B.

	☐	Gewährleistungsfrist von 5 Jahren für alle Leistungen.

	☐	Gewährleistungsfrist von <...> Jahren für alle Leistungen.



[bookmark: _Toc184374544]Besondere Vertragsbedingungen
Nach der Einrichtung der Baustelle steht dem AN eine gesicherte Anschlussmöglichkeit für Bauwasser und Baustrom sowie die Nutzung der Sanitäranlagen zur Verfügung. 
Die Summe für die Nutzung wird auf die Brutto-Schlussrechnung bezogen:
	☒	0,8% Baustrom/ Wasser/ Sanitäreinrichtungen

	☒	0,25% Bauwesensversicherung



Versicherung
Die vom Auftragnehmer vor Vertragsschluss nachgewiesene Haftpflichtversicherung ist mindestens mit den nachgewiesenen Konditionen über die gesamte Dauer des Vertragsverhältnisses vorzuhalten. Der Auftragnehmer wird rechtzeitig vor Ablauf des nachgewiesenen Versicherungszeitraumes unaufgefordert eine aktualisierte Versicherungsbestätigung übermitteln.
Wurde der Nachweis ausnahmsweise nicht vor Vertragsschluss geführt, so weist der Auftragnehmer mit Vertragsschluss eine gültige Haftpflichtversicherung mit einer Mindestversicherungssumme von 1 Mio. € für Sach- und Vermögensschäden sowie 2 Mio. € für Personenschäden nach. Die Versicherungssummen müssen jeweils für mindestens 2 Haftungsfälle pro Jahr zur Verfügung stehen (2-fache Maximierung). 
Der Auftragnehmer hat vor dem Nachweis des Versicherungsschutzes keinen Anspruch auf Leistungen des Auftraggebers. Der Auftraggeber kann Zahlungen vom Nachweis des (fort-)bestehenden Versicherungsschutzes abhängig machen
[bookmark: _Toc182212999][bookmark: _Toc184374545]Konfliktvermeidung und -lösung
[bookmark: _Toc184374546]Schlichtungsverfahren
Treten zwischen den Vertragspartnern Meinungsverschiedenheiten auf, so sind sie zunächst verpflichtet, einvernehmlich nach einer Einigung zu suchen.
Ist einer der Vertragspartner der Auffassung, dass eine solche Einigung nicht zu erzielen ist, so ist er berechtigt, ein Schlichtungsverfahren einzuleiten. Das Schlichtungsverfahren richtet sich nach den Regelungen der Schlichtungs- und Schiedsordnung der Arge Baurecht (SO Bau). Die übrigen Abschnitte der SO Bau sind nicht Vertragsbestandteil. Der andere Vertragspartner ist verpflichtet, am Schlichtungsverfahren mindestens bis einschließlich des ersten Schlichtungstermin teilzunehmen. Frühestens im Anschluss kann das Scheitern der Schlichtung festgestellt werden.
Vor Abschluss eines solchen Schlichtungsverfahrens ist kein Vertragspartner berechtigt, gegen den anderen Vertragspartner ein gerichtliches Verfahren einzuleiten. Das gilt nicht für gerichtliche Eilverfahren. 

[bookmark: _Toc184374547]Schiedsgutachten
Beide Parteien sind bei Meinungsverschiedenheiten über technische 
Fragen berechtigt, einen Schiedsgutachter mit der Klärung zu beauftragen. Die Auswahl des Schiedsgutachters erfolgt einvernehmlich. Können sich die Parteien trotz Fristsetzung auf keinen Schiedsgutachter einigen, so ist jede Partei berechtigt, die IHK Ostbrandenburg um Benennung eines Schiedsgutachters zu bitten. Die Benennung durch die IHK ist dann für den anderen Teil bindend.
Beide Parteien sind berechtigt, dem Schiedsgutachter die sie interessierenden Fragen zu stellen. Rechtsfragen zu beantworten ist nicht Aufgabe des Schiedsgutachters.
Der Schiedsgutachter erstellt ein schriftliches Gutachten und übermittelt dieses beiden Vertragsparteien. Nach Erhalt dieses Gutachtens haben beide Parteien Gelegenheit, innerhalb einer Frist von 15 Werktagen Ergänzungsfragen an den Schiedsgutachter zu stellen, die durch den Schiedsgutachter im Rahmen eines Ergänzungsgutachtens beantwortet werden. 
Das so ermittelte Ergebnis ist in den Grenzen des § 319 BGB analog für beide Vertragspartner gerichtlich und außergerichtlich bindend.
Die Kosten des Schiedsgutachters trägt derjenige, dessen technische Auffassung sich als unzutreffend herausgestellt hat. Bei differenzierten Einschätzungen des Schiedsgutachters werden die Kosten geteilt; sofern möglich entsprechend einer vom Schiedsgutachter festgestellten Haftungsquote, ansonsten hälftig.

[bookmark: _Toc184374548]Gerichtsstand, Erfüllungsort
Gerichtsstand und Erfüllungsort ist Fürstenwalde/Spree.
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